
Suchergebnisse: Friedensresolution

14. Juli 1917 – Die Reichstagsmehrheit verabschiedet eine Friedensresolution

Berlin * Die Reichstagsmehrheit bestehend aus SPD, Zentrum und Fortschrittliche Volkspartei -

FVP verabschiedet im Reichstag die vom Zentrumsabgeordneten Matthias Erzberger am 6. Juli

1917 geforderte Friedensresolution.       In dieser treten sie für „einen Frieden der Verständigung

und der dauernden Versöhnung der Völker“ ein,   mit dem „erzwungene Gebietserwerbungen und

politische, wirtschaftliche und finanzielle Vergewaltigungen unvereinbar“ sind. 

19. Juli 1917 – Antrittsrede des neuen Reichskanzlers Georg Michaelis

Berlin * Der neu ernannte Reichskanzler Georg Michaelis kündigt in seiner Antrittsrede eine

bessere Zusammenarbeit zwischen Regierung und Reichstag an. Die am 14. Juli von der

Reichstagsmehrheit verabschiedete Friedensresolution nimmt er nur so zur Kenntnis, „wie ich sie

auffasse“. Das heißt, dass Macht- und Kriegszielpolitisch alles beim Alten bleibt. 

22. Oktober 1917 – Reichskanzler Georg Michaelis wird das Vertrauen entzogen

Berlin * Die Mehrheitsparteien im Reichstag (Sozialdemokraten, Linksliberale und katholisches

Zentrum) entziehen Reichskanzler Georg Michaelis das Vertrauen wegen       seiner eigenwilligen

Interpretation der Friedensresolution,     seines scharfen Vorgehens gegen die USPD sowie

wegen   seiner Ablehnung einer Reform des Dreiklassenwahlrechts. 

23. September 1918 – MSPD für eine Koalitionsregierung mit den Bürgerlichen

Berlin • Die MSPD-Reichstagsfraktion und der Parteiausschuss der MSPD beschließen in einer

gemeinsamen Sitzung mit einer deutlichen Mehrheit von 80 : 21 Stimmen, sich an einer

Koalitionsregierung mit den bürgerlichen Parteien zu beteiligen, falls sich die Möglichkeit dazu

bietet. Die Bedenkenträger bleiben in der Minderheit. Dies auch deshalb, weil noch immer keine

Klarheit über die militärische Lage herrscht.    Der Regierungseintritt wird an die Erfüllung eines

Forderungskatalogs geknüpft, der die Parlamentarisierung verlangt und auf die

Friedensresolution vom 19. Juli 1917 Bezug nimmt, in der sie für „einen Frieden der

Verständigung und der dauernden Versöhnung der Völker“ eintritt.     Die Partei entsendet Philipp
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Scheidemann als Staatssekretär ohne Portefeuille, Gustav Bauer soll das Reichsarbeitsamt

übernehmen. Otto Wels warnt Friedrich Ebert: „Bist du von Gott verlassen, lass doch zum Teufel

den Frieden diejenigen schließen, die den Krieg geführt und Verantwortung getragen und den

Waffenstillstand gefordert haben“.    Im MSPD-Parteiausschuss gibt Erhard Auer zu bedenken:

„Mit dem Eintritt in die Regierung werden wir gewissermaßen eine Mittelpartei, und die

Unabhängigen, die heute nichts sind, werden dann scheinbar die einzige Oppositionspartei sein.“ 

5. Oktober 1918 – Die neue Regierung unterbreitet Vorschläge für einen Waffenstillstand

Berlin * Reichskanzler Prinz Max von Baden gibt in seiner Jungfernrede im Reichstag den Inhalt

seiner Friedensnote bekannt, in der er im Namen der deutschen Regierung den Präsidenten der

USA, Woodrow Wilson, um die Vermittlung von Waffenstillstands- und Friedensverhandlungen

bittet.    Er spricht aber nicht nur über deutsche Friedensangebote, sondern gibt auch zu

bedenken, dass es nur dann zu einem Friedensschluss kommen kann, wenn man Deutschland

Friedensbedingungen zugesteht, die sich auch mit seiner Ehre vertragen. Sollten die Feinde des

Reiches aber Deutschland diesen Frieden nicht zugestehen, wird der Krieg weitergehen. Er

unterstreicht die These mit der Aussage, dass das Deutsche Reich - wenn nötig - zu einem

„Endkampf auf Leben und Tod“ bereit ist.     „Kein Zagen befällt mich bei dem Gedanken, dass

dieses zweite Ergebnis eintreten könnte; denn ich kenne die Größe der gewaltigen Kräfte, die

auch jetzt noch in unserem Volke vorhanden sind, und ich weiß, dass die unwiderlegliche

Überzeugung, um unser Leben als Nation zu kämpfen, diese Kräfte verdoppeln würde.“    In

dieser Antrittsrede bekennt sich Reichskanzler Max von Baden aber auch ausdrücklich       zur

parlamentarischen Demokratie im Reich und in den Einzelstaaten,   befürwortet die

Friedensresolution des Reichstags vom 14. Juli 1917 und   nimmt das Friedensprogramm des

amerikanischen Präsidenten Woodrow Wilson vorbehaltlos an.      Diese Aussagen stehen

allerdings seinem ursprünglichen politischen Programm vollkommen entgegen. 

7. Oktober 1918 – Die Briefaffäre des Reichskanzlers Max von Baden

Berlin * Durch eine gezielte Indiskretion wird ein Privatbrief des Prinzen Max von Baden von

Anfang Oktober 1918 bekannt, in dem er die Friedensresolution des Reichstags vom 14. Juli

1917 als eine „Dummheit“ und „Gemeinheit“ bezeichnet und das Konzept einer

Parlamentarisierung und Demokratisierung des politischen Systems verunglimpft.    Der Inhalt

des Briefes entlarvt seine Reichstagsrede vom 5. Oktober als Heuchelei. Durch die Briefaffäre ist

der Reichskanzler angezählt. 
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